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Bebauungsplan Nr. 103 „Sondergebiet PV-Freiflächenanlage an der Kiesgrube 
Bonnewitz", Stadt Pirna – Vorentwurf vom 15.01.2026 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der BUND Sachsen nimmt zum Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. 103 wie folgt Stellung. Er verweist 
ergänzend auf seine Stellungnahme zur 5. Änderung des Flächennutzungsplans der Verwaltungsge-
meinschaft Pirna-Dohma (Fläche R12), in der die grundsätzlichen Bedenken und Anregungen zum 
Standort im ökologischen Verbundraum ausführlich dargelegt sind. 

Der BUND Landesverband stimmt dem Vorhaben grundsätzlich zu und verweist auf die Forderungen 
und Anregungen aus dem FNP-Verfahren sowie die untenstehenden Ergänzungen. 

Der BUND Sachsen begrüßt, dass der Vorentwurf wesentliche ökologische Mindeststandards aufgreift: 
extensive Grünlandpflege unter und zwischen den Modulen, Verbot von Düngung und Pflanzenschutz-
mitteln, faunadurchlässige Einfriedung sowie artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen für 
Zauneidechse und Avifauna. Dies entspricht dem Grundansatz, erneuerbare Energien mit naturverträg-
licher Flächengestaltung zu verbinden. Zwei Punkte sind im Vorentwurf bislang nicht hinreichend gere-
gelt: 

1. Gesicherte Reihenabstände der PV-Module  
Im Grünordnungsplan werden Freiflächen zwischen den PV‑Modulen zwar dargestellt, die textlichen 
Festsetzungen sichern bislang jedoch nur die maximale Flächenüberstellung (GRZ 2 = 0,6) sowie eine 
Mindestunterkantenhöhe von 0,75 m, nicht aber konkrete Reihenabstände. Aus Sicht des BUND sollte 
die im Umweltbericht erwartete ökologische Aufwertung der Flächen durch ausreichend breite, gut 
besonnte Reihenabstände planerisch verbindlich gemacht werden. 

Der BUND regt daher an, in den textlichen Festsetzungen einen Mindestabstand zwischen den Modul-
reihen festzusetzen (Reihe‑zu‑Reihe‑Abstand mindestens 3,5 m, vorzugsweise 4–5 m). Dies dient 

• der Entwicklung strukturreicher, artenreicher Gras‑ und Krautbestände in den Reihenfreiräumen, 
 

• der Verbesserung der Habitatqualität insbesondere für Zauneidechse, Insekten und Brutvögel 
der Halboffenlandschaft sowie 
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• der Sicherung einer praktikablen Pflege (Mahd/Beweidung) und einer guten Durchlüftung und 
Verdunstung. 

Mit einer solchen Konkretisierung würde die bereits vorgesehene Extensivierung des Ackerlandes zu 
extensivem Grünland fachlich untermauert und die im Umweltbericht prognostizierte deutliche Erhö-
hung des Biotopwertes abgesichert. 

2. Biodiversitätsorientiertes Pflege- und Entwicklungskonzept  
Der Bebauungsplan sieht die Umwandlung der Ackerflächen in extensiv genutztes Grünland vor und 
schließt Düngung sowie den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln aus. Damit sind wichtige Rahmenbedin-
gungen geschaffen. Ein verbindlich geregeltes, biodiversitätsorientiertes Pflege‑ und Entwicklungskon-
zept fehlt jedoch bislang. Die im Umweltbericht und im Fachbeitrag Artenschutz prognostizierte Auf-
wertung der Biotopqualität und der Lebensräume für die Zauneidechse hängt in hohem Maße von der 
konkreten Ausgestaltung der Pflege ab. 

Der BUND bittet daher, die textlichen Festsetzungen um ein biodiversitätsorientiertes Pflege‑ und Ent-
wicklungskonzept mit folgenden Mindestinhalten zu ergänzen: 

• Extensivpflege durch 1–2‑malige Mahd oder Schafbeweidung pro Jahr ist beizubehalten. Die 
Pflege ist jedoch abschnittsweise durchzuführen, wobei je Pflegedurchgang mindestens ein 
Drittel der Fläche ungemäht zu verbleiben hat und dauerhaft Altgras‑ und Blühstreifen als Über-
winterungs‑ und Deckungsstrukturen für Insekten, Kleinsäuger und Zauneidechse vorzusehen 
sind. 
 

• Verzicht auf flächendeckende Mulchmahd; anfallendes Mähgut ist – soweit technisch möglich 
– von den Flächen zu beräumen, um eine Nährstoffanreicherung zu vermeiden. 
 

• Terminliche Steuerung der Mahd bzw. Beweidung unter Beachtung der artenschutzrechtlichen 
Vorgaben, insbesondere durch Pflege außerhalb der Kernbrutzeit der Avifauna sowie unter 
Berücksichtigung der Aktivitätsphase der Zauneidechse. Pflegegänge sollen vorrangig in den 
Tagesrandzeiten (morgens/abends) stattfinden, um Störungen der Avifauna und der 
Zauneidechsen zu minimieren. 

Diese Ergänzungen knüpfen an die im Umweltbericht angesprochene extensive, teilweise abschnitts-
weise Mahd bzw. Beweidung zwischen den Solarmodulen und die Förderung der Insektenvielfalt an, 
konkretisieren diese aber deutlich und erhöhen so den naturschutzfachlichen Mehrwert des Vorhabens. 

3. Verbindliches Monitoring  
Der Plan enthält keine verbindlich festgesetzte Monitoring­pflicht. Angesichts der Lage des Vorhabens 
im regionalen Grünzug und in Vorbehaltsgebieten für Arten-/Biotopschutz und Wasserversorgung ist ein 
mindestens fünfjähriges Monitoring nach Inbetriebnahme erforderlich, das die Vegetationsentwicklung, 
die Pflegequalität und mindestens die Zauneidechse als Zielart erfasst. Die Ergebnisse sind der Unteren 
Naturschutzbehörde vorzulegen. Dies ist über eine Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB oder 
zumindest über einen vollziehbaren städtebaulichen Vertrag zu sichern. 

4. Nachweis der Verbundverträglichkeit  
Die Begründung des Vorentwurfs konstatiert, wesentliche zusätzliche Barrierewirkungen seien aufgrund 
vorhandener Vorbelastungen nicht zu erwarten. Eine funktionsbezogene Auseinandersetzung damit, ob 
die Verbindungsfunktion des Raumes – wie im Landschaftsplan und den Fachbeiträgen des Regional-
plans belegt – trotz Einzäunung und Nutzungsänderung gewahrt bleibt, fehlt jedoch. Diese Prüfung ist 
im weiteren Verfahren nachzuholen und in die Begründung des Bebauungsplans aufzunehmen. 
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Wir bitten Berücksichtigung unserer Forderungen und um weitere Beteiligung am Verfahren.  

Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


